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Vereinssatzung des 
Deutschen Berufsverbandes Rettungsdienst e. V. (DBRD) 

 
 
 

§ 1 Name und Sitz 

(1) Der Verein führt den Namen „Deutscher Berufsverband Rettungsdienst“. 

Abgekürzt wird er als „DBRD“ bezeichnet. Er ist in das Vereinsregister eingetragen 

worden und führt den Zusatz e. V. 

 

(2) Sitz des Vereins ist Landau in der Pfalz. 

 

§ 2 Zweck sowie Leistungen und berufspolitische Mittel 

(1) Der Deutsche Berufsverband Rettungsdienst e. V. ist die Interessenvertretung für 

das Rettungsfachpersonal in der Bundesrepublik Deutschland. 

 

(2) Der Deutsche Berufsverband Rettungsdienst e.V. setzt sich für eine 

Verbesserung der präklinischen Versorgung aller dem Rettungsdienst anvertrauten 

Patienten ein. 

 

(3) Die Leistungen für die Mitglieder umfassen Beratung, Information, Schulung und 

Versicherungsleistungen. 

 

(4) Der Deutsche Berufsverband Rettungsdienst e. V. vertritt das 

Rettungsfachpersonal in der Öffentlichkeit und bringt seine Ziele bei Ministerien, 

Behörden, Verbänden, Organisationen und sonstigen Institutionen ein. 

 

(5) Der Deutsche Berufsverband Rettungsdienst e. V. fördert die Weiterentwicklung 

des deutschen Rettungswesens. Er gibt dazu Anregungen und berät auch in diesen 

Punkten Ministerien, Behörden, Verbände, Organisationen und sonstige 

Institutionen. 
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§ 3 Organisationsbereich 

(1) Der Deutsche Berufsverband Rettungsdienst e. V. organisiert Mitarbeiter, die 

hergebrachte Aufgaben im Rettungsdienst wahrnehmen. 

 

(2) Mitglieder können werden: 

a) Rettungsfachpersonal  

b) berufsbezogene, juristische Personen (ohne Versicherungsleistungen) 

c) Förderer des Vereins (ohne Stimmrecht, ohne Versicherungsleistungen) 

 

§ 4 Erwerb und Beendigung der Mitgliedschaft 

(1) Der Beitritt muss schriftlich erklärt werden. Über die Aufnahme entscheidet der 

Vorstand. 

 

(2) Die Mitgliedschaft endet 

a) durch schriftliche Austrittserklärung; sie ist nur zum Schluss eines 

Mitgliedsjahres unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 3 Monaten zulässig 

b) durch Ausschluss aus dem Verein 

c) mit dem Tod des Mitglieds. 

 

(3) Ein Mitglied, das in erheblichem Maß gegen die Vereinsinteressen verstoßen hat, 

kann durch Beschluss des Vorstandes aus dem Verein ausgeschlossen werden. Vor 

dem Ausschluss ist das betroffene Mitglied persönlich oder schriftlich zu hören. Die 

Entscheidung über den Ausschluss ist schriftlich zu begründen und dem Mitglied mit 

Einwurf-Einschreiben zuzustellen. Es kann innerhalb einer Frist von einem Monat ab 

Zustellung schriftlich Berufung beim Vorstand einlegen. Über die Berufung 

entscheidet der Beirat. Macht das Mitglied vom Recht der Berufung innerhalb der 

Frist keinen Gebrauch, unterwirft es sich dem Ausschließungsbeschluss.  
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§ 5 Organe 

(1) Die Organe des Vereins sind: 

1. Der Vorstand 

2. Der Beirat 

3. Die Mitgliederversammlung 

(2) Vorstands- und Beiratsmitglieder des Vereins können eine angemessene 
Vergütung erhalten.  

 

§ 6 Vorstand 

(1) Der Vorstand des Vereins besteht aus dem 1. Vorsitzenden, dem 2. Vorsitzenden 

und dem 3. Vorsitzenden. Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch zwei 

Vorstandsmitglieder vertreten. 

 

(2) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von 2 Jahren 

gewählt. Er bleibt solange im Amt, bis eine Neuwahl erfolgt oder die Mitgliedschaft 

endet. Scheidet ein Mitglied des Vorstands während der Amtsperiode aus, wählt der 

Vorstand ein Ersatzmitglied für den Rest der Amtsdauer des ausgeschiedenen 

Vorstandsmitgliedes.  

 

(3) Der Vorstand führt die laufenden Geschäfte des Vereins. Ihm obliegen die 

Verwaltung des Vereinsvermögens und die Ausführung der Vereinsbeschlüsse. 

 

(4) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse in Vorstandssitzungen, die vom 1. 

Vorsitzenden und bei dessen Verhinderung vom 2. Vorsitzenden berufen werden.  

 

Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn alle drei Vorstandsmitglieder anwesend sind. 

Bei Beschlussunfähigkeit muss der 1. Vorsitzende bzw. der 2. Vorsitzende binnen 3 

Tagen eine 2. Sitzung mit derselben Tagesordnung einberufen. Diese ist ohne 

Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Vorstandsmitglieder beschlussfähig. In der 

Einladung zu der 2. Versammlung ist auf diese besondere Beschlussfähigkeit 

hinzuweisen. 
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Der Vorstand fasst die Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit der abgegebenen 

Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 1. Vorsitzenden und bei 

dessen Verhinderung die Stimme des 2. Vorsitzenden. 

 

(5) Zum Abschluss von Rechtsgeschäften, die den Verein nicht mit mehr als 1000,- € 

belasten, ist sowohl der 1. Vorsitzende als auch der 2. Vorsitzende bevollmächtigt. 

Die Vollmacht des 2. Vorsitzenden gilt im Innenverhältnis jedoch nur für den Fall der 

Verhinderung des 1. Vorsitzenden. 

Für den Abschluss von Rechtsgeschäften, die den Verein mit mehr als 1000,- € 

belasten und für den Abschluss von Dienstverträge ist ein Vorstandsbeschluss 

erforderlich.  

 

§ 7 Beirat 

Die Mitgliederversammlung wählt auf die Dauer von 2 Jahren einen Beirat. Er hat die 

Aufgabe, die berufspolitischen Aktivitäten des DBRD kritisch zu begleiten sowie den 

Vorstand zu beraten.  

Er besteht aus mindestens drei und höchstens sieben Mitgliedern. 

 

§ 8 Ärztlicher Beirat 

Der Vorstand und der Beirat des DBRD wählen auf die Dauer von 2 Jahren einen 

Ärztlichen Beirat. Er hat die Aufgabe den Vorstand in medizinischen Fragestellungen 

zu beraten. Er besteht aus drei Mitgliedern und soll die relevanten 

notfallmedizinischen Fachgebiete repräsentieren. 

 

§ 9 Kassenprüfer 

Die Mitgliederversammlung wählt auf die Dauer von 2 Jahren zwei Kassenprüfer. Die 

Kassenprüfer haben das Recht, die Vereinskasse und die Buchführung jederzeit, 

mindestens aber einmal im Jahr, zu überprüfen. Über die Prüfung der gesamten 

Buch- und Kassenführung haben sie der Mitgliederversammlung Bericht zu erstatten.  

 

 

 



 5 

§ 10 Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung ist jährlich vom 1. Vorsitzenden unter Einhaltung einer 

Einladungsfrist von 4 Wochen durch persönliche Einladung mittels Brief an die 

letztbekannte Anschrift der Vereinsmitglieder einzuberufen. Dabei ist die vom 

Vorstand festgesetzte Tagesordnung mitzuteilen. Der Versand einer Einladung auf 

elektronischem Weg (E-Mail) steht dem Postweg gleich, sofern das stimmberechtigte 

Mitglied vorher schriftlich eingewilligt hat. 

 

(2) Ergänzungen zur Tagesordnung können von den Mitgliedern eingebracht werden, 

wenn der Antrag von mindestens 10 Mitgliedern unterschrieben ist und spätestens 2 

Wochen vor der Mitgliederversammlung bei der Geschäftstelle eingeht. 

 

(3) Die Mitgliederversammlung hat insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Entgegennahme des Rechenschaftsberichts des Vorstandes und dessen 

Entlastung 

b) Wahl des Vorstands und des Beirats 

c) Wahl von zwei Kassenprüfern 

d) Festsetzung der Höhe der Mitgliedsbeiträge 

e) Beschlüsse über Satzungsänderung und Vereinsauflösung 

f) Genehmigung des Haushaltsplans für das kommende Geschäftsjahr 

g) Ernennung von Ehrenmitgliedern 

 

(4) Stimmberechtigt sind nur Mitglieder, die mindestens drei Monate vor der 

Mitgliederversammlung rechtmäßig in den Verein aufgenommen wurden. 

 

(5) Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung 

einberufen. Hierzu ist er verpflichtet, wenn ein viertel der stimmberechtigten 

Mitglieder dies unter Angabe des Zwecks und der Gründe schriftlich verlangt. In 

diesem Fall sind die Mitglieder unter Bekanntgabe der Tagesordnung und Einhaltung 

einer Frist von mindestens zwei Wochen einzuladen. 
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(6) Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, 

das vom Versammlungsleiter geführt wird. Der Versammlungsleiter ist vor Beginn 

einer jeden Mitgliederversammlung zu benennen. 

 

§ 11 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 

(1) Den Vorsitz in der Mitgliederversammlung führt der 1. Vorsitzende, bei seiner 

Verhinderung der 2. Vorsitzende, bei Verhinderung beider der 3. Vorsitzende. 

 

2) Die Mitgliederversammlungen fassen ihre Beschlüsse mit einfacher 

Stimmenmehrheit der abgegebenen Stimmen, es sei denn, Gesetz oder Satzung 

schreiben eine andere Stimmenmehrheit vor. Die Stimmenabgabe kann nur 

persönlich erfolgen, eine Vertretung ist unzulässig. 

 

(3) Die Beschlussfassung erfolgt durch offene Abstimmung, soweit nicht gesetzliche 

Bestimmungen oder die Satzung dem entgegenstehen. 

 

(4) Die Wahl der Vorstands- und Beiratsmitglieder sowie der Kassenprüfer erfolgt 

geheim, wenn dies von einem Mitglied beantragt wird, sonst durch offene 

Abstimmung. 

 

(5) Für die Wahl der Vorstands- und Beiratsmitglieder sowie der Kassenprüfer ist die 

einfache Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. Im zweiten 

Wahlgang ist gewählt, wer die meisten gültigen abgegebenen Stimmen auf sich 

vereinen kann. Ergibt der zweite Wahlgang abermals Stimmengleichheit, so 

entscheidet das Los. 

 

(6) Bewerben sich mehr als zwei Personen für die in Absatz 5 aufgeführten Ämter 

und erreicht keine die einfache Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen, so 

findet eine Stichwahl zwischen den Kandidaten statt, die im ersten Wahlgang die 

meisten gültig abgegebenen Stimmen erzielt haben. Im zweiten Wahlgang ist 

gewählt, wer die meisten gültigen Stimmen auf sich vereinen kann. Ergibt der zweite 

Wahlgang Stimmengleichheit, so entscheidet das Los. 
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§ 12 Mitgliedsbeiträge 

(1) Die Mitgliedsbeiträge sind Jahresbeiträge und werden zu Beginn der 

Mitgliedschaft sowie jeweils am 1. des folgenden Mitgliedsjahres im Voraus fällig. Der 

Einzug erfolgt durch Lastschriftverfahren.  

 

(2) Die Leistungen des DBRD können erst nach vollständiger Zahlung des  

Mitgliedsbeitrages in Anspruch genommen werden. 

 

§ 13 Beurkundung von Beschlüssen; Niederschriften 

(1) Die Beschlüsse des Vorstandes, des Beirates und der Mitgliederversammlung 

sind schriftlich abzufassen vom jeweiligen Leiter der Sitzung und dem Schriftführer 

zu unterzeichnen. 

 

(2) Über jede Mitgliederversammlung wird eine Niederschrift aufgenommen, die vom 

Versammlungsleiter und vom Schriftführer zu unterzeichnen sind.  

 

§ 14 Satzungsänderung 

Eine Änderung der Satzung – auch des Vereinszwecks - kann nur durch die 

Mitgliederversammlung beschlossen werden. Bei der Einladung ist die Angabe des 

zu ändernden Paragraphen der Satzung in der Tagesordnung bekannt zugeben. Ein 

Beschluss, der eine Änderung der Satzung enthält, bedarf einer Mehrheit von 

dreiviertel der abgegebenen Stimmen.  

 

§ 15 Auflösung des Vereins  

Der Verein kann freiwillig nur von einem für diesen Zweck mit den Fristen für 

Mitgliederversammlungen einberufene Mitgliederversammlung mit 

Dreiviertelstimmenmehrheit aufgelöst werden. Diese Mitgliederversammlung ist nur 

beschlussfähig, wenn Vierfünftel der stimmberechtigten Mitglieder erschienen sind. 

Notfalls ist eine zweite Mitgliederversammlung einzuberufen, in der mit 

Dreiviertelstimmenmehrheit der Erschienenen die Auflösung des Vereins 

beschlossen werden kann; hierauf ist in der Einladung hinzuweisen.  
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Für den Fall der Auflösung des Vereins entscheidet die auflösende 

Mitgliederversammlung über die Verwendung des Vermögens nach Abwicklung aller 

Rechtsgeschäfte und Erfüllung aller Verbindlichkeiten.  

 
 
Festgestellt am 21.11.2006 
 
Geändert auf der 8. Mitgliederversammlung am 19.03.2014 in Wiesbaden. 
      
 
Unterschriften 
 
 
 
 
                   
 
Marco K. König        Bernhard Gliwitzky   Frank Flake 
1. Vorsitzender           2. Vorsitzender            3.Vorsitzender 
  


